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Fallbericht    25.07.2012 

Preissenkungsverfügung gegen die Berliner Wasserbetriebe 

Branche: Wasserversorgung 

Aktenzeichen: B8-40/10 

Datum der Entscheidung: 04.06.2012 

 

Das Bundeskartellamt hat die Berliner Wasserbetriebe („BWB“) mit Beschluss vom 04.06.2012 
verpflichtet, ihre Wasserpreise erheblich, d. h. um ca. 18% abzusenken. Die Absenkungsverfü-
gung bezieht sich auf die abgabenbereinigten1

Das Bundeskartellamt hat im Rahmen umfangreicher Ermittlungen die Berliner Wasserpreise 
mit den Wasserpreisen der 37 anderen größten Städte Deutschlands (= alle deutschen Groß-
städte über 200.000 Einwohner) verglichen und festgestellt, dass die BWB überdurchschnittlich 
hohe Preise aufweisen. Gleichzeitig wurde haben die Ermittlungen ergeben, dass die Wasser-
versorgungsbedingungen in Berlin sehr günstig sind. BWB kann in Berlin reichlich Trinkwasser 
gewinnen  und kostengünstig über ihr gut angelegtes und gepflegtes Rohrleitungsnetz verteilen.  

 Nettopreise. Die Preissenkung gilt bereits mit 
Wirkung für 2012, so dass die Wasserkunden ab den Jahresendabrechnungen 2012, die im 
Laufe des Jahres 2013 erfolgen, von den günstigeren Preisen profitieren werden.  

Maßstab für die Höhe der Preisabsenkung war das durchschnittlich um mehr als 25% niedrige-
re Wasserpreisniveau in den anderen deutschen Metropolenstädten Hamburg, München 
undKöln. Zugunsten von BWB wurde berücksichtigt, dass BWB in den 1990iger-Jahren des 
vorigen Jahrhunderts deutlich höhere Investitionen als die Vergleichsunternehmen aufwies. 
Diese überdurchschnittlichen Investitionen waren im Wesentlichen als Folgekosten der Wieder-
vereinigung (Zusammenlegung der Wassernetze, Sanierung des Ost-Netzes) entstanden und 
werden vom Bundeskartellamt als Rechtfertigungsgrund anerkannt. Da diese Investitionskosten 
zu großen Teilen noch heute über die Abschreibungen den aktuellen Wasserpreis belasten, 
sind sie zugunsten der BWB großzügig berücksichtigt worden. Dementsprechend ist die als 

                                            
1 Abgabenbereinigt = ohne Wasserentnahmeentgelte, Konzessionsabgaben, Straßennutzungsgebühren. 
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missbräuchlich bewertete Preisüberhöhung geringer ausgefallen als die tatsächliche Preisdiffe-
renz im Verhältnis zu den Vergleichsunternehmen. 

Zur Methodik:  

Die Feststellung des Preismissbrauchs basiert auf den Ergebnissen eines abgabenbereinigten 
Erlös- bzw. Durchschnittspreisvergleichs. Durchschnittspreisvergleich bedeutet, dass die ge-
samten, mit dem Wasserverkauf erzielten Erlöse eines Unternehmens ins Verhältnis zu den 
gesamten Wasserabsätzen gesetzt werden. Der sich daraus ergebende allgemeine Durch-
schnittspreis des Versorgers wird verglichen mit demjenigen anderer Versorger. Bei Mischprei-
sen insbesondere aus Grund- und Arbeitspreisen bietet sich dieser Erlösvergleich als von der 
individuellen Tarifgestaltung gelösten, objektivierten Vergleichsgrundlage an. Der Erlösvergleich 
ermöglicht die Bestimmung des tatsächlichen Preisniveaus, weil hier tarifunabhängige Durch-
schnittspreise gebildet werden, die die Wasserumsätze des Unternehmens lückenlos erfassen. 
Des Weiteren werden durch die Jahresbetrachtung unterjährige Preisänderungen automatisch 
berücksichtigt. Ferner werden alle Tarife mit ihrer jeweiligen Abnahmemenge und realen Be-
deutung erfasst. Miteinander verglichen werden i.d.R. aber nur die abgabenbereinigten Erlöse, 
also die von den Kunden gezahlten Entgelte abzüglich Umsatzsteuer, Wasserentnahmeentgelte 
(oder Wasserzins, Wassercent etc.) sowie Konzessionsabgaben (auch ähnliche Abgaben wie 
Straßennutzungsgebühren). Denn diese müssen die Wasserversorger in meist unterschiedli-
cher Höhe an Bund, Länder bzw. Kommunen abführen, so dass grundsätzlich nur die bereits 
bereinigten Nettoentgelte als Grundlage für den Erlösvergleich dienen. Denn in einigen Städten 
machen allein Wasserentnahmeentgelte und Konzessionsabgaben mehr als ein Fünftel des 
Brutto-Wasserpreises aus, während in einzelnen anderen Ländern und Städten die Wasser-
preise überhaupt nicht mit diesen Abgaben belastet sind. 

Zu den Vergleichsmaßstäben: 

Der abgabenbereinigte Berliner Wasserpreis wurde verglichen mit dem abgabenbereinigten 
durchschnittlichen Trinkwasserpreis der Wasserversorger in den drei anderen Millionenmetro-
polen Deutschlands, d. h. in Hamburg, Köln und München. Die dort ansässigen Wasserversor-
ger sind die am besten mit BWB vergleichbaren Unternehmen. Sie weisen die meisten Ähnlich-
keiten bei den Strukturkriterien auf wie z. B. Größe, Merkmale der Wasserversorgung, ähnliche 
Versorgungsdichte, Versorgungsgebiet, in Summe ähnliche Belastung mit hoheitlichen Abga-
ben wie Wasserentnahmeentgelten und Konzessionsabgaben. BWB hat auch im Vergleich zu 
den drei Vergleichsstädten angesichts der Größe ihres einheitlichen Versorgungsgebietes die 
besten Möglichkeiten zur Ausnutzung von Effizienzgewinnen (Skalenvorteile).  

Ursache für die hohen Wasserpreise der BWB sind nicht erhöhte Betriebskosten. Stattdessen 
sind die kalkulatorischen Kosten in Form von Abschreibungen und Kapitalverzinsung über-
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durchschnittlich hoch. Ursache für die hohen Abschreibungen sind nicht nur tatsächlich erhöhte 
Investitionen, sondern auch die bilanzpolitischen Ansätze und Bewertungen von BWB, die im 
Vergleich zu anderen Wasserversorgern ihren Aufwand eher als Investition verbucht. 

Zu den Auswirkungen der Preisabsenkungsverfügung auf die Berliner Wasserkunden: 

Das Bundeskartellamt hat BWB verpflichtet,  die Preisabsenkung für das laufende Jahr 2012 
mit den Jahresendabrechnungen in 2013 umzusetzen. Erst wenn der konkrete Jahresverbrauch 
des Kunden bekannt ist, kann die Endabrechnung erfolgen. Die Art und Weise der Preisabsen-
kung hat diskriminierungsfrei zu erfolgen. Die konkrete Umsetzung der Preisabsenkung ist aber 
vom Bundeskartellamt nicht im Einzelnen vorgegeben worden. BWB kann daher z.B. den Ar-
beitspreis bzw. die Grundpreise absenken, aber auch jedem Kunden den gleichen prozentualen 
Rabatt auf die jeweilige Wasserrechnung gewähren. Vermieter und Wohnungsverwalter sind 
verpflichtet, die Preisabsenkung an die jeweiligen Mieter und Wohnungsbesitzer weiterzugeben. 
Die Preisabsenkungen für die Jahre 2013 – 2015 sind ebenso in den jeweiligen Folgejahren 
umzusetzen. Die Anordnung einer Rückerstattung eventuell überhöhter Wasserpreise für die 
Jahre 2009 bis 2011 hat sich das Bundeskartellamt ausdrücklich vorbehalten. Insoweit ist das 
Verwaltungsverfahren noch nicht abgeschlossen. 

Zu den besonderen Rechtsfragen in Berlin: 

BWB bestreitet die Anwendbarkeit des Kartellrechts auf die Berliner Trinkwasserpreise, die sie 
materiell-rechtlich als öffentlich-rechtliche Gebühren („Gebühren im Preismantel“) ansieht. Je-
denfalls seien die Preise durch gesetzliche Vorgaben des Landes Berlin festgelegt, an die sie 
gebunden sei. 

Nach Auffassung des Bundeskartellamts fallen auch die Berliner Trinkwasserpreise unter das 
Kartellrecht. Gebührenrecht ist auf Preise nicht anwendbar. Zudem stünde es den hohen Ge-
winnausweisen und Gewinnausschüttungen der BWB entgegen. Davon abgesehen kommt 
nach der Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 18.10.2011 im Fall „Niederbarnimer Was-
serverband“ auch eine kartellrechtliche Überprüfung von Wassergebühren in Betracht. 

Die gesetzlichen Vorgaben des Landes Berlin zur Preiskalkulation kann BWB nicht als Recht-
fertigungsgrund für überhöhte Preise anführen. Das Land, das ebenfalls am Verwaltungsverfah-
ren beteiligt wurde, ist alleiniger Träger der BWB und Mehrheitsgesellschafter der BWB-
Holding. Insoweit ergibt sich schon eine konzernrechtliche Zurechnung im Verhältnis von BWB 
und dem Land Berlin. Auch handelt es sich bei den gesetzlichen Vorgaben zur Preiskalkulation 
nicht um allgemeingültige Gesetze, sondern um ausschließlich die BWB betreffende unterneh-
merische Entscheidungen, die lediglich in Gesetzesform gegossen wurden. 
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Zu den gerichtlichen Verfahren: 

BWB hatte vor dem Verwaltungsgericht Köln im Frühjahr 2011 Klage erhoben mit der Begrün-
dung, dass ihr ein anstaltsrechtlicher Abwehranspruch gegen das im Frühjahr 2010 eingeleitete 
Preismissbrauchsverfahren zustehe. Das Verwaltungsbericht Köln hatte jedoch bereits den 
Rechtsweg für unzulässig erklärt und die Klage an das OberlandesgerichtDüsseldorf verwiesen. 
Die dagegen gerichtete Beschwerde der BWB hat das Oberverwaltungsgericht Münster mit Be-
schluss vom 06.07.2012 zurückgewiesen. Der Einwand von BWB, es gehe hier im Kern um 
verfassungs-, gebühren- und verwaltungsrechtliche Fragen, greife nicht durch, da diese Fragen 
im Rahmen des speziellen Kartellrechtswegs zu klären seien. Die damit unwiderruflich an das 
Oberlandesgericht Düsseldorf verwiesene Klage aus anstaltsrechtlichem Abwehranspruch hat 
BWB am 13.07.2012 zurückgenommen und von sich aus erklärt, für die Kosten des Rechts-
streits einzustehen. 

Davon unabhängig hat BWB auch Beschwerde gegen die Preissenkungsverfügung vom 
04.06.2012 zum Oberlandesgericht Düsseldorf eingelegt und erklärt, die Beschwerde bis An-
fang August 2012 zu begründen. Im Rahmen dieses Rechtsstreits können alle von BWB vorge-
brachten Argumente, auch soweit sie sich auf die Zulässigkeit des Verfahrens als solches be-
ziehen, einheitlich behandelt werden. BWB hat bereits angekündigt, dass sie die angeordnete 
Preisabsenkung für 2012 noch in den bis Ende 2013 zu erfolgenden Jahresendabrechnungen 
realisieren werde, wenn das Gericht klarstelle, dass Kartellrecht dem Berliner Landesrecht auch 
im Hinblick auf die Berliner Wasserpreise vorgehe. 
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Chronologischer Abriss zum Verfahrensverlauf: 

 

02.02.2010 BGH-Entscheidung „Wasserpreise Wetzlar“) 

17.03.2010 Verfahrenseinleitung durch BKartA (nach Abgabe durch LKB Berlin) 

Sommer‘10 Abstimmung gemeinsamer Fragebogen (optional) mit Landeskartellbehörden 

19.08.2010 Absendung Fragebögen an die 38 größten Wasserversorger u.a. 

23.09.2010 Beschwerde gegen BKartA-Auskunftsbeschluss durch Wasserverband 

ab 11/2010 Auswertung Fragebögen 

08.12.2010 OLG Düsseldorf gibt Beschwerde des Wasserverbands statt (nicht rechtskräftig) 

28.02.2011 Sachstandsmitteilung BKartA an BWB (Preisüberhöhung BWB) 

09.03.2011 Klage BWB vor Verwaltungsgericht Köln (wg Unzuständigkeit BKartA) 

19.05.2011 Schreiben BWB zu Rechtfertigungsgründen 

Sommer‘11 neue Ermittlungen zur Prüfung des BWB-Vortrags zur Rechtfertigung 

05.09.2011 VG Köln: der von BWB beschrittene Verwaltungsrechtsweg ist unzulässig  

19.09.2011 BWB erhebt Beschwerde gegen VG Köln vor dem OVG Münster 

18.10.2011 BGH hebt OLG D’dorf v. 8.12.2010 auf: Auskunftspflicht auch bei Gebühr 

Herbst   ‘11 neue Ergebnisse (aktualisierte Daten, Investitionsvergleich etc.) 

05.12.2011 Abmahnung I (an BWB, Berlin, RWE, Veolia) 

30.01.2012 Stellungnahme BWB zu Abmahnung I mit neuem Vortrag 

ab 02/2012 Ermittlungen zu neuem Vortrag BWB, gleichzeitig Datenaktualisierung 

30.03.2012 Abmahnung II (an BWB, Berlin, RWE, Veolia) 

30.04.2012 Stellungnahme BWB zu Abmahnung II mit Änderung vorheriger Datenangaben 

04.06.2012 Beschluss (unter Einbeziehung der neuen, veränderten Zahlen von BWB) 

05.06.2012 Zustellung des Beschlusses an BWB, Berlin, RWE und Veolia 

08.06.2012 Beschwerdeeinlegung BWB bei OLG Düsseldorf 

06.07.2012 OVG Münster weist Beschwerde gg VG Köln zurück (Klagerücknahme BWB) 

.....08.2012 Beschwerdebegründung BWB bei OLG Düsseldorf 


